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Agrarwende: 
Machtverschiebung mit offenem Ende

von Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf

Zur Lösung der durch den ersten deutschen BSE-Fall ausgelösten politischen Krise
im Dezember 2000 gab der Bundeskanzler die Parole von der „Agrarwende“ aus.
Landwirtschaft solle künftig von der Ladentheke aus gedacht werden. Als Symbol
dieser neuen Politik wurde die grüne Politikerin Renate Künast zur Ministerin des
neuformierten Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft berufen. Die Machtverhältnisse beginnen sich zu verschieben und einige
Reformen wurden angepackt. Im europäischen Reformprozess hat Deutschland die
Rolle des Bremsers gegen die des Vorreiters für eine soziale und ökologische Reform
eingetauscht.

Der folgende Beitrag beurteilt die deutsche Agrarwende nicht nur aus europäischer
Sicht, sondern auch aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(AbL) und des AgrarBündnis und wagt eine Vorausschau auf die anstehenden Auf-
gaben und die zur ihrer Bewältigung notwendigen Strategien.

Nicht der politische Wille stand am Anfang der
Agrarwende, sondern eine politische Vertrauens-
krise, ausgelöst durch den ersten BSE-Fall in
Deutschland. Bundeslandwirtschaftsminister Fun-
ke (SPD) hatte zwei Wochen zuvor noch erklärt,
deutsches Rindfleisch sei sicher, als ein Zufallstest
am 24. November 2000 den ersten originären 
deutschen BSE-Fall entdeckte. Unter „normalen“
Umständen wäre dieses Rind, wie vermutlich zahl-
reiche zuvor, in die Nahrungskette gelangt. In 
dieser Zuspitzung drohte die Vertrauenskrise zur
ersten rot-grünen Regierungskrise zu werden, 
hätte nicht Bundeskanzler Schröder eine Wende in
der Agrarpolitik angekündigt. Mit seiner griffigen
Formel von den „Agrarfabriken“, die die Verbrau-
cher nicht wollten, traf er die Stimmung der Be-
völkerung. Funke, der eigentlich durch den engen
Schulterschluss mit dem traditionell der christ-
demokratischen Partei zugewandten Deutschen
Bauernverband der rot-grünen Regierung die Bau-
ern von der Straße wegzuhalten hatte, musste ge-
hen. Die grüne Politikerin Renate Künast, unbe-
lastet in Agrarfragen und mit dem klaren Willen,
Verbraucherschutz in die Landwirtschaft zu inte-
grieren, trat an seine Stelle. Weiblich, Städterin
und grüne Politikerin – deutlicher hätte das Signal
für eine Abwendung von der althergebrachten
Agrarpolitik nicht sein können. „Das ist das Ende

der Kungelei in Jagdhütten“ kommentierte eine
Bäuerin lakonisch den Wechsel.

Verschiebungen in Macht und Einfluss-
nahme
Agrarwende, das ist nicht nur das Ende der alten
von der Vorgängerregierung übernommenen BSE-
Politik des Verschleierns und Wegsehens. Auch ist
sie mehr als die Ankündigung, künftig den Öko-
landbau stärker zu fördern. In erster Linie bedeutet
sie eine Machtverschiebung. Anders als zuvor sind
es jetzt die Verbraucher und Verbraucherinnen, auf
deren Rückhalt die Landwirtschaftsministerin
zählen kann und nicht mehr, wie gewohnt, nur die
in den Deutschen Bauernverband eingebundenen
Bauern.

Die von der Ministerin beabsichtigte Neuorientie-
rung der Landwirtschaft von der Ladentheke her ist
mehr als eine Frage der Lebensmittelsicherheit.
Erst die Anwendung des Vorsorgeprinzips garan-
tiert Verbraucherschutz. Das rückt die ursprüng-
liche Produktion in den Blick: Denn wenn wir die
Quelle nicht sauber halten, fließt kein sauberes
Wasser aus dem Wasserhahn. Verbraucherschutz
muss daher im Stall, auf dem Acker und auf der
Wiese beginnen und nicht erst beim Endprodukt.
Konsequent zu Ende gedacht wird damit nicht nur



Agrarpolitik

23

die bisherige Agrarpolitik, sondern das agrarindus-
trielle, ökonomisch-wissenschaftliche Fortschritts-
modell in Frage gestellt, weil es in einer Sackgas-
se endet. Aus diesem Grund ist es die Gesellschaft
selbst, die sich jetzt ganz neu um ihre Ernährung
und um die landwirtschaftliche Erzeugung küm-
mern muss. 

Agrarpolitik ist eine 
gesellschaftliche Aufgabe
Somit ist Agrarpolitik zu einer gesellschaftlichen
Aufgabe geworden. Folgerichtig sitzen an den 
runden, von der Ministerin einberufen Tischen
nicht nur der Bauernverband und die CMA, son-
dern auch die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft, der ostdeutsche Bauernbund, der
Bundesverband der Landwirte im Nebenerwerb,
die Verbände des Ökologischen Landbaus sowie
die Verbände des Natur- und Tierschutzes und Ver-
marktungsorganisationen wie NEULAND. Anders
als bei ihrem Vorgänger Funke – er hatte zwar be-
gonnen, die gesellschaftlichen Verbände zu An-
hörungen einzuladen, unter Borchert (CDU) wäre
das nicht vorstellbar gewesen – signalisierte die
neue Ministerin, dass es ihr ernst ist mit einem 
offenen gesellschaftlichen Dialog über die künfti-
ge Rolle der Landwirtschaft und des ländlichen
Raumes.

Die Dialogpartner müssen nicht erst gesucht wer-
den. Längst haben sich alle diejenigen gesell-
schaftlichen Gruppen, welche teilweise seit den
70er Jahren an politischen wie praktischen Vor-
schlägen zur sozialen und ökologischen Neuorien-
tierung der Agrarpolitik arbeiten, im 1988 auf 
Initiative der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL) hin gegründeten Agrar-
Bündnis zusammengefunden. Allein mit den in die
Millionen gehenden Mitgliedern seiner Verbände
ist dieses Bündnis dem Deutschen Bauernverband
rein zahlenmäßig überlegen. Gleich bei Amtsüber-
nahme bot das AgrarBündnis zusammen mit dem
Deutschen Naturschutzring (DNR) der neuen Mi-
nisterin an, ihr den Rücken zu stärken, wenn der
scharfe Gegenwind der agrarindustriellen Interes-
sensverbände ihr ins Gesicht bläst (1).

Dem AgrarBündnis und der AbL 
kommen neue Rollen zu
Die Agrarwende ist als ein Zeitpunkt zu verstehen,
ab dem es erstmals möglich ist, produktiver als bis-
her im Sinne einer demokratisch bestimmten öko-
logischen und sozialen Neuorientierung zu wirken.
Dem AgrarBündnis kommt dabei die Aufgabe zu,
unter den Mitgliedsverbänden und in Zusammen-

arbeit mit anderen gesellschaftlichen Gruppen 
einen breiten Konsens herbeizuführen über die
Landwirtschaft, ihre gesellschaftliche Rolle und
die zu beschreitenden qualitativ und nicht länger
nur quantitativ bestimmten Wege. Die Arbeits-
gemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft wird in
besonderem Maße Verantwortung dafür tragen,
dass die Interessen der Bauern und Bäuerinnen in
das Bündnis und in diesen Dialog eingebracht,
gehört und respektiert werden. 

Die Agrarwende selbst wird ein langwieriger Pro-
zess werden. Die alten Selbstverständlichkeiten
der Einflussnahme sind in Frage gestellt und es 
zeigen sich deutliche Risse im alten grünen Block
aus Politik, Bauernverband, Verwaltung und For-
schung. Es darf aber nicht übersehen werden, dass
die Agrarinstitutionen – angefangen beim Minis-
terium über die von ihm finanzierte Ressort-
forschung der Bundesforschungsanstalten bis hin
zu den Genossenschaften, Landwirtschaftskam-
mern, Zuchtverbänden und landwirtschaftlichen
Fakultäten der Hochschulen – in weiten Teilen im-
mer noch der alten Politik verpflichtet sind. Dies ist
ein Geflecht wie ein Queckenacker und daher nicht
von heute auf morgen in Ordnung zu bringen. Hier
müssen Kompetenzen neu verteilt, Abteilungen
neu geschaffen und eine gesellschaftliche Kontrol-
le eingeführt werden (vgl. den Beitrag von Götz
Schmidt und Ulrich Jasper in diesem Band). Es
geht um nicht weniger als um die längst überfälli-
ge Demokratisierung des gesamten Agrarsektors.

Die BSE-Krise erforderte 
schnelles Handeln
Die BSE-Krise forderte von der neuen Ministerin
unmittelbares Handeln. Was zuvor vergessen, ver-
schlampt oder einfach nur ignoriert worden war,
das genaue Durchforsten der gesamten Agrarpoli-
tik unter dem Blickwinkel der BSE-Prophylaxe,
die obligatorische Durchführung der Tests an allen
Rindern, das strikte Verbot Tiermehl zu verfüttern
sowie die Herausnahme des Risikomaterials aus
der Nahrungskette, wurde zügig angegangen. Das
brachte der neuen Ministerin eine hohe Popularität
und gab Vertrauen zurück in die politische Hand-
lungsfähigkeit der Regierung. Dabei konnte sie auf
das zurückgreifen, was die EU längst als not-
wendige BSE-Maßnahmen vorgelegt hatte und
was in anderen Ländern bereits praktiziert wurde.

Erste Schritte zur Umorientierung der
deutschen Agrarpolitik
Schnell zeigte sich eines: Für die erste Stufe einer
neuen deutschen Agrarpolitik ist nicht viel mehr
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nötig als die Anwendung aller Kann-Bestimmun-
gen, die die Agenda 2000 bietet: 

• Bindung der Direktzahlungen an den Arbeits-
kräftebesatz des Betriebes und die degressive
Staffelung der Zahlungen entsprechend Betriebs-
größe und -einkommen (Modulation). Kürzung
der Direktzahlung bis zu 20 Prozent der Prämie.

• Bindung der Direktzahlungen an ökologische
Kriterien („cross compliance“).

• Verwendung der freiwerdenden Mittel für Agrar-
umweltmaßnahmen, für die Aufstockung der
Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete und
für Gebiete mit umweltspezifischen Auflagen
(z.B. FFH-Gebiete). 

• Einbindung des Grünlandes in die Förderpraxis.

Dass von den zahlreichen in den ersten Entwürfen
zur Agenda 2000 noch enthaltenen Ansätzen einer
Ökologisierung und Umorientierung der Agrarsub-
ventionen (2) im schließlich verabschiedeten 
Dokument nur noch diese wenigen und zudem ins
nationale Belieben gestellten Optionen übrig-
geblieben waren, ging wesentlich auf die Interven-
tion Deutschlands zurück. Eine generelle Kappung
der Beihilfen für die großen Betriebe war bereits
Anfang der 90er Jahre vom EU-Agrarkommissar
McSharry gefordert worden und u. a. am deutschen
Widerstand gescheitert. Als 1999 erneut eine Re-
form auf der Tagesordnung stand, wollte sich auch
Schröder nicht ohne Not mit dem Bauernverband
und insbesondere nicht mit den ostdeutschen Groß-
betrieben überwerfen. So führte die starke deutsche
Position als EU-Nettozahler die Bundesregierung
in eine unfreiwillige Allianz mit der Agrarlobby.
So fiel es dieser Lobby leicht, ihre Wünsche mit
der Hilfe des damaligen Bundeslandwirtschafts-
ministers Funke bei den Berliner Beschlüssen
durchzusetzen: Beibehalten der Silomaisprämie
und Verhinderung einer Grünlandprämie, keine
Degression der Zahlungen und insbesondere keine
verbindliche Koppelung der Direktzahlungen an
soziale und ökologische Kriterien und keine Be-
grenzung der Bullenprämie auf eine Höchstzahl
von 90 Tiere pro Betrieb. 

Folgerichtig blieb Deutschland bei der Umsetzung
der „Kann-Bestimmungen“ europäisches Schluss-
licht: Die französische Regierung legte sich mit
dem großen Bauernverband an, erließ ein neues
Landwirtschaftsgesetz, das dem Modell der Mas-
senproduktion eine klare Absage erteilte und kappt
seither die Direktzahlungen bei Großbetrieben.
Auch England moduliert die Zahlungen, allerdings

linear. In den skandinavischen Ländern werden die
Direktzahlungen an national gültige Umweltstan-
dards gebunden (cross compliance). Bei Nicht-
beachtung gibt es Prämienabzüge. Österreich nutzt
die Zweite Säule zu einer vorbildlichen und mit 
einem hohen Budget versehenen Förderung der
Entwicklung ländlicher Räume.

Kernelement der Umorientierung 
ist die Modulation
Kernelement einer Neuorientierung und von ho-
hem symbolischem Wert ist die Modulierung der
Direktzahlungen. Längst ist es gesellschaftlich
nicht mehr erklärbar und zu rechtfertigen, warum
die Arbeitskraft eines rationalisierten Großbetriebs
mit 75.000 € pro Jahr gefördert wird und warum ein
kleiner Gemischtbetrieb oder ein arbeitsintensiver
Bio-Großbetrieb höchstens ein Zehntel dieser
Summe pro Arbeitskraft und Jahr erhält. Die Kap-
pung der Direktzahlungen, ob linear oder ab einem
bestimmten Sockelbetrag, wird den für die agrar-
industriellen Großbetriebe bisher überproportional
weit aufgedrehten Geldhahn aber nur geringfügig
zuschrauben (siehe Beitrag von Ulrich Jasper zur
Modulation in diesem Band). Da diese Betriebe
schwerpunktmäßig in den neuen Bundesländern
wirtschaften, werden zwischen 40 und 60 Prozent
der freiwerdenden Mittel von dort stammen. Er-
wartungsgemäß schlugen die Wellen hoch, als 
Ministerin Künast die Modulation ankündigte und
schließlich durchsetzte. Dabei ist der erreichte
Kompromiss substantiell eher mager und mildert
die ungerechte Verteilung der Fördergelder kaum.
Dennoch: Ab 2003 gibt es einen kürzungsfreien
Sockelbetrag von 10.000 € pro Betrieb und Jahr
sowie eine lineare Kürzung der Flächen- und Tier-
prämien um 2 Prozent.

Neue Schwerpunkte und eine 
Qualifizierung der Agrarpolitik
Damit die mit der Modulation eingeleitete Um-
verteilung der Mittel aus der Ersten Säule „Markt-
ordnungsausgaben“ in die Zweite Säule „Länd-
liche Entwicklung“ stattfinden kann, musste zu-
nächst die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK)
qualifiziert werden. Sie ist der bundesdeutsche
Förderrahmen, in dem die meisten Agrarprogram-
me untergebracht sind. Die 2002 anstehende Bun-
destagswahl, der enge Finanzrahmen und die 
Widerstände aus eigenen Reihen des Ministeriums
begrenzten das Machbare. Dennoch wurden erste
markante Neuerungen für die Förderperiode 2002
bis 2005 eingeführt: erstmalig eine Förderung klei-
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ner Projekte ab 10.000 €, Bindung der Investiti-
onsförderung an eine artgerechte und flächenge-
bundene Tierhaltung, Erhöhung der Zuschüsse für
Investitionen in artgerechte Haltungssysteme und
der Prämien im Ökologischen Landbau sowie ver-
besserte Förderkonditionen für Verarbeitungs- und
Vermarktungsprojekte. Als nächstes sollen die 
Förderbedingungen für die ländliche Entwicklung
qualifiziert werden.

Widerstand des Bauernverbandes gab es beim an-
gekündigten Bio-Siegel, mit dem Ministerin
Künast ihre politische Werbung für den ökologi-
schen Landbau unterstützt. Mit Hilfe der Vorschlä-
ge und der politisch-öffentlichen Unterstützung
durch das AgrarBündnis konnte es im Sommer
2001 verabschiedet werden. Die Diskussion um
die Einführung eines Qualitätssiegels für konven-
tionelle Landwirtschaft wurde in die Regie der
Wirtschaftsbeteiligten gelegt. Die vom Agrar-
Bündnis und den Verbraucherzentralen geforderte
Verankerung von Tierschutzkriterien stößt auf viel
Ablehnung, da jeder Quadratzentimeter mehr Platz
für die Tiere bares Geld kostet und dem Verbrau-
cher nicht zugetraut wird, dass er seine Wünsche
durch einen tieferen Griff ins Portemonnaie unter-
stützt. Das von der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft initiierte NEULAND-Programm
hingegen zeigt, dass eine Umstellung zu artge-
rechteren Haltungsverfahren sowohl seitens der
Erzeuger als auch der Verbraucher auf positive 
Resonanz stoßen kann.

Vorgeschmack auf kommende 
Auseinandersetzungen
Dass der Weg der guten Vorsätze auch auf euro-
päischer Ebene steinig ist, zeigte sich schnell. Der
erste Gegenwind blies – gegen alle Erwartungen
der neuen Ministerin – zunächst einmal aus den
Reihen der europäischen Agrarminister. Mit ihren
weitgehenden Vorschlägen zur BSE-Prophylaxe
stieß sie auf Widerstand ihrer Kollegen im EU-
Agrarministerrat. Das öffnete ihr zugleich die 
Augen für die Brüsseler Realitäten und Formalitä-
ten: divergierende Agrarinteressen, ein bis 2006
festgezurrter Finanzrahmen und ein ebenfalls
durch die Berliner Beschlüsse fixierter Hand-
lungsspielraum für alle agrarpolitischen Maß-
nahmen.

Einen Vorgeschmack auf kommende inhaltliche
Auseinandersetzungen gab es schon im Februar
2001, als EU-Agrarkommissar Fischler sein 
7-Punkte-Krisenprogramm für den Rindfleisch-
markt vorlegte und u. a. die Wiedereinführung der

obligatorischen 90-Bullen-Grenze bei den Rinder-
prämien forderte. Auf Drängen Deutschlands war
diese Obergrenze durch die Berliner Beschlüsse
ins Ermessen der Mitgliedsländer gestellt worden.
Andernfalls hätte die Grenze nach jahrelangen
Ausnahmeregelungen auch in den neuen Bundes-
ländern angewandt werden müssen. Ministerin
Künast lehnte ab und schlug sich damit auf die 
Seite des Bauernverbandes und der neuen Bundes-
länder. Die AbL entwickelte einen Vorschlag, der
im Europäischen Parlament eingebracht wurde.
Demnach können Betriebe mit mehr als 90 Bullen
im Rahmen ihrer bisherigen Prämienansprüche die
Hälfte ihrer Lohnkosten für nachweislich sozial-
versicherte Arbeitnehmer in Rechnung stellen. Die
Kommission übernahm diesen Vorschlag des Par-
laments. Daraufhin einigte sich der Ministerrat auf
die 90-Bullen-Grenze. Weitergehende Prämien-
ansprüche sind jetzt an objektive Beschäftigungs-
und Umweltkriterien gebunden. Die Viehbesatz-
dichte, die höchstens erreicht werden darf um die
Rinderprämie zu erhalten, wird schrittweise von
2,0 auf 1,8 Großvieheinheiten pro Hektar im Jahr
2003 herabgesetzt. Darüber hinaus eröffnete der
Ministerratsbeschluss zunächst einmal für Biobe-
triebe die vom Parlament seit langem (für alle Be-
triebe) geforderte Möglichkeit, Leguminosen (wie
Luzerne und Kleegras) zu Futterzwecken auf Still-
legungsflächen anzubauen. 

Für die Ministerin stehen nun bei der Umsetzung
der 90er Grenze die Auseinandersetzungen vor Ort
an: Während die Verbände AbL, Bioland, Deut-
scher Bauernbund und Deutscher Bundesverband
der Landwirte im Nebenerwerb einen Vorschlag
vorlegten, der die über die 90er Grenze hinausge-
henden Prämien u. a. an die Arbeitskosten bindet,
hat der Deutsche Bauernverband geraten, Frau
Künast solle möglichst alles beim Alten lassen und
ein Staatssekretär im Verbraucherschutzminis-
terium sucht ganz offen nach Wegen, die EU-
Regelung in Deutschland auszuhebeln. 

Vom Bremser zum Vorreiter in Europa
Noch haben die deutschen Schritte mehr symbo-
lischen Wert als substantielle Veränderungen ge-
bracht – dennoch kommt ihnen in Europa eine 
hohe Bedeutung zu. Deutschland hat, wenngleich
zögerlich aber mit Rückenwind durch die fort-
schrittlichen Verbände und gestützt durch das zu-
nehmend auch in Agrarfragen mitentscheidende
Europäische Parlament, seine Bremserrolle aufge-
geben und sich offen gezeigt für die längst über-
fällige soziale und ökologische Neuorientierung
der europäischen Agrarpolitik. 
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Damit verschieben sich auch auf europäischer Ebe-
ne die politischen Kräfteverhältnisse. Den immer
noch mit Mehrheit im Rat sitzenden Reform-
gegnern wird es künftig sehr viel schwerer fallen,
notwendige Reformschritte mit dem Hinweis auf
Deutschlands Interessen abzubügeln. Bedeutsam
ist dies bereits für 2002, wenn die EU-Kommis-
sion ihre Zwischenbilanz der Agrarpolitik abgeben
wird. Das Parlament wird dazu seine Vorschläge
einbringen. Die Position Deutschlands wird nicht
unerheblich sein. Seine Schritte hin zu einer Um-
orientierung der Agrarpolitik senden bereits jetzt
entscheidende Signale und stärken all diejenigen
Kräfte innerhalb der Kommission, die sich schon
seit Jahren für eine tiefgreifende Reform einsetzen.
So gibt es berechtigte Hoffnungen, dass nicht noch
einmal (wie bei den Berliner Beschlüssen von 1999
geschehen) alle fortschrittlichen Reformelemente
gestrichen oder ins nationale Belieben gestellt 
werden und dass der dritte Reformanlauf 2006 ge-
lingen wird.

Reformschritte als Strategie zur 
Verteidigung des „europäischen Agrar-
modells“ ...
Eine soziale und ökologische Agrarreform ist auch
aus Gründen einer künftig gerechteren Welt-
handelsordnung geboten. In den derzeit laufenden
WTO-Verhandlungen fordert die EU-Kommission
u. a. die Anerkennung der besonderen Behandlung
der Landwirtschaft. Das Europäische Agrarmodell
mit seiner multifunktionalen gesellschaftlichen
Rolle soll erhalten, gefördert und ausgebaut wer-
den. Wie aber soll ein Modell verteidigt werden,
wenn erst kleinste Ansätze davon Eingang in die 
eigene Politik gefunden haben? Die EU wird daher
die Marktordnungsausgaben der Ersten Säule 
qualifizieren, d. h. an die Kriterien Arbeit und Um-
welt binden müssen, wenn sie die von ihr selbst 
ins Spiel gebrachten „non trade concerns“ – wie 
Lebensmittelsicherheit, Tierschutz und eine multi-
funktionale Landwirtschaft, die Beschäftigung im
ländlichen Raum erhält und neu schafft – absichern
will. Nur so wären die EU-Agrarausgaben in der
WTO-konformen „green-box“.

Langfristig gesehen können die Agrarausgaben nur
dann für die Landwirtschaft gesichert werden,
wenn die Ausgaben der Ersten Säule in die Zweite
Säule und damit in die Förderung einer integrier-
ten ländlichen Entwicklung überführt werden. 
Einen Haken hat die Sache allerdings: Kamen die
Gelder der Ersten Säule vollständig aus Brüssel,
müssen die Ausgaben der Zweiten Säule durch die

Länderregierungen kofinanziert werden. Europa
geht in diese Richtung.

Eine gegenläufige Entwicklung kennzeichnet der-
zeit die US-Agrarpolitik. Sie ist zurückgekehrt zu
hohen staatlichen Transferleistungen, so dass das
Einkommen der Farmer erneut zu hohen Anteilen
aus Direktzahlungen besteht. Die Gefahr besteht
nun, dass die am Status quo festhaltenden Kräfte
innerhalb der Europäischen Union mit dem Argu-
ment im Rücken, dass die US-Amerikaner das
Gleiche tun, versuchen werden die Direktzahlun-
gen in der „blue-box“ zu belassen, um sie unver-
ändert in die nächste Politikperiode überführen zu
können.

Europa muss aber unabhängig von der US-Agrar-
politik seinen eingeschlagenen Weg fortführen.
Dafür sprechen nicht nur innereuropäische Gründe.
Ohne eine soziale und ökologische Reform ist ein
erneuter Dumping-Wettlauf um Weltmärkte nicht
zu beenden. Dieser Wettlauf verzerrt mit offenen
wie versteckten Exportsubventionen Märkte und
unterläuft – wo auch immer – heimische Produk-
tionen. Verbindliche Regeln – zunächst einmal im
eigenen Haus – müssen Lebensmittelsicherheit,
Qualität und multifunktionale ländliche Räume 
gewährleisten. Im Gegenzug muss auf direkte 
Exportsubventionen und auf eine aggressive 
Markteroberungsstrategie verzichtet werden. Im 
Zentrum einer europäischen Agrarpolitik soll der
mit seinen künftig 500 Millionen Menschen aus-
reichend große europäische Binnenmarkt stehen.
Ohnehin macht der Export von Agrarprodukten aus
der EU nur 10 Prozent unseres Handelsvolumens
aus. 

Dazu muss ein qualifizierter Außenschutz allen
Beteiligten einen fairen Handelsablauf garantie-
ren, auch den Ländern der Dritten Welt. Die WTO-
Abschlüsse dürfen nicht die jeweilige nationale
Agrar- und Lebensmittelgesetzgebung aushebeln,
indem sie die einzelnen Länder zwingen, Import-
ware zuzulassen, die den nationalen Vermark-
tungsvorschriften nicht entspricht. In anderen
Branchen ist dies auch nicht üblich. So müssen
zum Beispiel in die USA importierte Autos den
dortigen nationalen Vorschriften genügen. Warum
also sollten wir gezwungen werden können, bei
uns verbotenes Hormonfleisch aus den USA zuzu-
lassen? Jedes Land muss das Recht haben, seine
kulturellen und regionalen Besonderheiten zu be-
wahren und die dazu notwendigen Gesetze unter
demokratischer Kontrolle vollziehen zu können.
Erst wenn die gesetzlichen Standards und Qua-
litätsvorschriften im Rahmen der WTO-Handels-
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regelungen nicht mehr als Handelshemmnis, son-
dern schlicht als Anforderungen an die Lieferanten
betrachtet werden, kann ein Wettbewerb um Qua-
lität beginnen.

... und zur Integration der mittel- und ost-
europäischen Länder
Die Qualifizierung der Agrarausgaben ebnet auch
den Weg für die Integration der mittel- und ost-
europäischen Länder in die EU. Politisch unsinnig
wäre es, sie den Umweg über mengenbezogene 
Direktzahlungen und staatliche Intervention gehen
zu lassen. Das hätte zur Folge, dass in bestimmten
Bereichen Überschüsse erzeugt und kleinere Be-
triebe aus ihrer Produktion für regionale Märkte
gedrängt werden. Von Anfang an müssen deshalb
qualitative Entwicklungen, die der Logik der Zwei-
ten Säule folgen, gestützt und gefördert werden.
Die Landwirtschaft der Beitrittsländer darf nicht
auf die Erzeugung agrarischer Rohstoffe für die
Ernährungsindustrie festgelegt werden, damit die-
se im Gegenzug diese Länder wiederum mit ihren
Produkten beliefert. Eine solche Entwicklung
brächte die Landwirtschaft der „neuen“ Mitglied-
staaten in Konkurrenz mit der Landwirtschaft der
„alten“ Mitgliedstaaten. Die Zukunft der Land-
wirtschaft in den mittel- und osteuropäischen Mit-
gliedstaaten liegt vielmehr in der Qualitätserzeu-
gung von Lebensmitteln für die eigenen regionalen
Märkte.

Demokratisierung der Agrarpolitik
Neuorientierung heißt in erster Linie Demokrati-
sierung, die Artikulation vieler und unterschied-
licher Interessen und auch solcher, die vormals nie
direkt berücksichtigt wurden. Die Landwirtschaft
ist an diesem demokratischen Prozess zu beteili-
gen. Auf die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Land-
wirtschaft (AbL) und alle anderen bislang in der
Agraropposition stehenden Bauernbündnisse wird
daher ein Mehr an Verantwortung für den Prozess
und eine entsprechende Rollenveränderung zu-
kommen. Stärker als bisher wird sich die AbL
innerhalb der Bündnisse um die sozialen Belange
der Bäuerinnen und Bauern kümmern, diese ver-
mitteln, in den öffentlichen Diskurs und in die 
Regierung einbringen müssen. Angesichts der 
traditionell wenig bauernfreundlichen und aus dem
städtischen Milieu entstammenden Regierungs-
parteien ist letzteres von besonderer Bedeutung. 

Auf der europäischen Ebene hat die BSE-Krise be-
reits einen längst überfälligen Demokratisierungs-
prozess ausgelöst. Das Europäische Parlament for-
dert inzwischen Rechte auf Mitentscheidung in der

Agrarpolitik ein, mischt sich ein und übernimmt
Verantwortung. Aber erst dann, wenn es die Mit-
entscheidung und die Verantwortung auch für die
Agrarpolitik tatsächlich übertragen bekommt, wird
das Parlament neben der Kommission und dem Rat
als gleichberechtigte Institution stehen können. Im
Zusammen- und Wechselspiel mit den reform-
orientierten Kräften der Mitgliedstaaten kann das
Parlament zum Forum eines öffentlichen europäi-
schen Dialoges über die notwendigen Reformen in
der Landwirtschaft und in der Entwicklung länd-
licher Räume werden und seinerseits die Reform-
bemühungen der Länder stützen. 

Den Raum öffnen für Eigenständigkeit
Von der Agrarwende direkt ge- und betroffen sind
die Bauern und Bäuerinnen. Eine große Verun-
sicherung hat der Politikwechsel insbesondere bei
denjenigen ausgelöst, die in den letzten Jahren in
die Mengenerzeugung investiert und ihre Betriebe
rationalisiert und vergrößert haben. Diese Un-
sicherheit äußert sich in Wut und Zorn. Der Deut-
sche Bauernverband nutzt dies aus und macht 
inzwischen kräftig Stimmung gegen das Vorhaben
der Regierung. Dabei spricht er wie gewohnt mit
doppelter Zunge: Nach vorne werden die Interes-
sen der kleinen bäuerlichen Betriebe verteidigt, um
dahinter die Absichten der Agrarindustrie und der
agrarindustriellen Großbetriebe zu verstecken (3). 

Der Politik- und Machtwechsel ist aber nicht nur
eine Zäsur, die Angst und Wut auslöst. Er hat auch
viele Bauern und Bäuerinnen nachdenklich werden
lassen über die Ausrichtung ihrer Höfe und über die
gesellschaftlich gewünschte Qualität der Erzeug-
nisse. Es gibt etliche, die resigniert haben und für
sich in der Landwirtschaft keine Zukunft mehr 
sehen. Es besteht die Gefahr, dass sie die neuen 
Anforderungen zum Anlass nehmen, die Hoftore
endgültig zu schließen. In dieser Gemengelage aus
Wut, Stimmungsmache und Resignation darf aber
nicht übersehen werden, dass viele Bauern und
Bäuerinnen durch die Agrarwende erstmalig eine
breite öffentliche Anerkennung erfahren für ihre
Arbeit und die Entwicklung ihrer Höfe, die sie seit
Jahren, selbständig und oftmals gegen Widerstän-
de der Beratung und Politik vorangebracht haben,
innovativ und meist ohne viel Förderung. So liegen
den neuen Konzepten das Wissen und die Erfah-
rung von Bauern und Bäuerinnen zugrunde, die in
den letzten 25 Jahren gesellschaftsfähige Modelle
einer nachhaltigen Landwirtschaft ausgedacht und
erprobt haben und diese auch leben. Das sind nicht
nur die Ökobauern, sondern alle diejenigen, die
neue Wege des Wirtschaftens entwickelt, ihre Hö-
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fe auf zahlreiche Einkommensbeine gestellt haben
und neue Verbindungen mit Verbrauchern, hand-
werklichen Verarbeitern und Vermarktern einge-
gangen sind. Ihre Eigenständigkeit und ihre 
Widerspenstigkeit haben verhindert, dass aus 
jedem Hof eine Agrarfabrik wurde bzw. dass ihre
Höfe dem so genannten Strukturwandel zum Opfer
fielen. Diese Bauern und Bäuerinnen haben sich
erfolgreich gegen das Zwangssystem des „Wach-
sens oder Weichens“ gestellt und sie ermöglichen
heute Anknüpfungspunkte und Keimzellen einer
Neuorientierung der Politik. Daher waren „Wider-
stand und Selbsthilfe“ die Leitsätze der AbL in 
diesen Jahren. 

Es gibt nicht die eine Landwirtschaft; ihre Interes-
sen sind unterschiedlich wie die Wege, die die 
Betriebe gehen. Es wird daher in Zukunft um eine
Politik der Differenziertheit gehen, wenn es gelin-
gen soll, möglichst viele Bauern und Bäuerinnen
für eine Umorientierung hin zu qualitativen Wegen
zu motivieren. Diese Qualität umfasst nicht nur
produktspezifische sondern auch ökologische, so-
ziale sowie struktur- und regionalpolitische Aspek-
te. 

Die Agrarwende wird es nicht zum Nulltarif geben.
Der anstehende Wahlkampf wird alle Reformgeg-
ner mobilisieren und der Gegenwind wird sehr viel
stärker blasen. Es wird daher von allen Beteiligten
sehr viel Beharrungsvermögen, Geduld und die
Kunst der kleinen Schritte abgefordert werden, um
an den neuen Netzwerken zu stricken und den 
begonnenen Reformprozess fortzuführen. Dabei

wird die AbL sich für eine Politik stark machen, die
einen im demokratischen Prozess gewonnenen,
verlässlichen agrarpolitischen Rahmen sichert, 
der bäuerliche Landwirtschaft stützt und zugleich 
offen genug ist, damit jeder Betrieb seine eigene
Lösung finden kann. Denn die Agrarwende kann
nur von Bauern und Verbrauchern vollzogen wer-
den. Sie ist daher als Prozess in ihrem Ende offen. 
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